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Regierungserklédrung

von Bundeskanzler

Olaf Scholz am
27. Februar 2022

Sehr geehrte Frau Présidentin!
Verehrte Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Mitbtrgerinnen und Mitbiirger!

Der 24. Februar 2022 markiert eine Zeitenwende in der Geschichte
unseres Kontinents. Mit dem Uberfall auf die Ukraine hat der russi-
sche Préasident Putin kaltbliitig einen Angriffskrieg vom Zaun gebro-
chen - aus einem einzigen Grund: Die Freiheit der Ukrainerinnen
und Ukrainer stellt sein eigenes Unterdriickungsregime infrage. Das
ist menschenverachtend. Das ist volkerrechtswidrig. Das ist durch
nichts und niemanden zu rechtfertigen. Die schrecklichen Bilder aus
Kiew, Charkiw, Odessa und Mariupol zeigen die ganze Skrupellosig-
keit Putins. Die himmelschreiende Ungerechtigkeit, der Schmerz der
Ukrainerinnen und Ukrainer, sie gehen uns allen sehr nahe.



Ich weif? genau, welche Fragen sich die Biirgerinnen und Biirger in
diesen Tagen abends am Kiichentisch stellen, welche Sorgen sie um-
treiben angesichts der furchtbaren Nachrichten aus dem Krieg. Viele
von uns haben noch die Erzdhlungen unserer Eltern oder GrofReltern
im Ohr vom Krieg, und fiir die Jiingeren ist es kaum fassbar: Krieg in
Europa. Viele von ihnen verleihen ihrem Entsetzen Ausdruck - Giberall
im Land, auch hier in Berlin.

Wir erleben eine Zeitenwende. Und das bedeutet: Die Welt

. . h ist nicht mehr dieselbe wie die Welt davor. Im Kern
Wir erleben eine %"
” geht es um die Frage, ob Macht das Recht brechen darf, ob
Zeitenwende.“ wir es Putin gestatten, die Uhren zurtickzudrehen in die
Zeit der Grofdmachte des 19. Jahrhunderts, oder ob wir die

Kraft aufbringen, Kriegstreibern wie Putin Grenzen zu setzen.
Das setzt eigene Stirke voraus.

Ja, wir wollen und wir werden unsere Freiheit, unsere Demokratie
und unseren Wohlstand sichern. Ich bin Ihnen, Frau Prisidentin, sehr
dankbar, dass ich die Vorstellungen der Bundesregierung dazu heute
in dieser Sondersitzung mit IThnen teilen kann. Auch den Vorsitzenden
aller demokratischen Fraktionen dieses Hauses danke ich dafiir, dass
sie diese Sitzung unterstiitzt haben.

Mit dem Uberfall auf die Ukraine will Putin nicht nur ein unabhin-
giges Land von der Weltkarte tilgen. Er zertrimmert die européische
Sicherheitsordnung, wie sie seit der Schlussakte von Helsinki fast ein
halbes Jahrhundert Bestand hatte. Er stellt sich auch ins Abseits der
gesamten internationalen Staatengemeinschaft.

Weltweit haben unsere Botschaften in den vergangenen Tagen gemein-
sam mit Frankreich dafiir geworben, die russische Aggression im
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen als das zu benennen, was sie
ist: ein infamer Volkerrechtsbruch. Wenn man sich das Ergebnis der
Sicherheitsratssitzung in New York anschaut, durchaus mit Erfolg.
Die Beratungen haben gezeigt: Wir stehen keineswegs allein in unserem



Einsatz fir den Frieden. Wir werden ihn fortsetzen mit aller Kraft.
Fiir das, was sie dort zustande gebracht hat, bin ich Aufienministerin
Baerbock sehr dankbar. Nur mit der Notbremse seines Vetos konnte
Moskau - immerhin ein stindiges Mitglied des Sicherheitsrates - die
eigene Verurteilung verhindern. Was fiir eine Schande!

Prasident Putin redet dabei stets von unteilbarer Sicher-
heit. Tatsachlich aber will er gerade den Kontinent mit
Waffengewalt in altbekannte Einflusssphéren teilen. Das Herau Sforderung
hat Folgen fiir die Sicherheit in Europa. Ja, dauerhaft ist

Sicherheit in Europa nicht gegen Russland moglich. Auf an, vor die die Zeit
absehbare Zeit aber gefihrdet Putin diese Sicherheit. Das
muss klar ausgesprochen werden. Wir nehmen die Her- unsg estellt hat -
ausforderung an, vor die die Zeit uns gestellt hat - niichtern und
niichtern und entschlossen.

L, Wir nehmen die

entschlossen.”

Finf Handlungsauftrage liegen nun vor uns.

Erstens: Wir miissen die Ukraine in dieser verzweifelten Lage unter-
stlitzen. Das haben wir auch in den vergangenen Wochen, Monaten
und Jahren in groRem Umfang getan. Aber mit dem Uberfall auf
die Ukraine sind wir in einer neuen Zeit. In Kiew, Charkiw, Odessa
und Mariupol verteidigen die Menschen nicht nur ihre Heimat.
Sie kimpfen fiir Freiheit und ihre Demokratie, fiir Werte, die wir
mit ihnen teilen. Als Demokratinnen und Demokraten, als
Européderinnen und Européer stehen wir an ihrer Seite, auf der
richtigen Seite der Geschichte.

Am Donnerstag hat Prisident Putin mit seinem Uberfall auf die Ukraine
eine neue Realitit geschaffen. Diese neue Realitit erfordert eine klare
Antwort. Wir haben sie gegeben: Wie Sie wissen, haben wir gestern
entschieden, dass Deutschland der Ukraine Waffen zur Verteidigung
des Landes liefern wird. Auf Putins Aggression konnte es keine andere
Antwort geben.



Unser zweiter Handlungsauftrag ist, Putin von seinem Kriegskurs
abzubringen. Der Krieg ist eine Katastrophe fiir die Ukraine. Aber der
Krieg wird sich auch als Katastrophe fiir Russland erweisen. Gemein-
sam mit den EU-Staats- und -Regierungschefs haben wir ein Sank-
tionspaket von bisher unbekanntem Ausmaf verabschiedet. Wir
schneiden russische Banken und Staatsunternehmen von der Finan-
zierung ab. Wir verhindern den Export von Zukunftstechnologien
nach Russland. Wir nehmen die Oligarchen und ihre Geldanlagen in
der EU ins Visier. Hinzu kommen die Strafmaffnahmen gegen Putin
und Personen in seinem direkten Umfeld sowie Einschrankungen bei
der Visavergabe fiir russische Offizielle. Und wir schlieffen wichtige
russische Banken vom Bankenkommunikationsnetz SWIFT aus.
Darauf haben wir uns gestern mit den Staats- und Regierungschefs
der wirtschaftlich starksten Demokratien und der EU verstiandigt.

Machen wir uns nichts vor: Putin wird seinen Kurs nicht
iiber Nacht dndern. Doch schon sehr bald wird die russische
» Ohne Wenn Fiihrung spiiren, welch hohen Preis sie bezahlt. Allein in
und Aber stehen  der letzten Woche haben russische Bérsenwerte um iiber
. 30 Prozent nachgegeben. Das zeigt: Unsere Sanktionen
WIr ZUu unserer wirken. Und wir behalten uns weitere Sanktionen vor,
. . ohne irgendwelche Denkverbote. Unsere Richtschnur
Beis tandspﬂlcht bleibt die Frage: Was trifft die Verantwortlichen am har-
in d er Nato.“ testen? Die, um die es geht, und nicht das russische Volk!
Denn Putin, nicht das russische Volk, hat sich fiir den Krieg
entschieden. Deshalb gehort es deutlich ausgesprochen:
Dieser Krieg ist Putins Krieg.

Die Differenzierung ist mir wichtig; denn die Auss6hnung zwischen
Deutschen und Russen nach dem Zweiten Weltkrieg ist und bleibt ein
wichtiges Kapitel unserer gemeinsamen Geschichte. Und ich weif, wie
schwierig die derzeitige Situation gerade fiir die vielen Biirgerinnen
und Biirger unseres Landes zu ertragen ist, die in der Ukraine oder in
Russland geboren sind. Darum werden wir nicht zulassen, dass dieser






Konflikt zwischen Putin und der freien Welt zum Aufreifden alter
Wunden und zu neuen Verwerfungen fiihrt.

Noch etwas sollten wir nicht vergessen: In vielen russischen Stadten
haben Biirgerinnen und Biirger in den vergangenen Tagen gegen
Putins Krieg protestiert, haben Verhaftung und Bestrafung in Kauf
genommen. Das erfordert grofien Mut und grofle Tapferkeit.

Deutschland steht heute an der Seite der Ukrainerinnen und der
Ukrainer. Unsere Gedanken und unser Mitgefiihl gelten heute den
Opfern des russischen Angriffskriegs. Genauso stehen wir an der
Seite all jener in Russland, die Putins Machtapparat mutig die Stirn
bieten und seinen Krieg gegen die Ukraine ablehnen. Wir wissen:
Sie sind viele. Ihnen allen sage ich: Geben Sie nicht auf! Ich bin ganz
sicher: Freiheit, Toleranz und Menschenrechte werden sich auch in
Russland durchsetzen.

Die dritte grofie Herausforderung liegt darin, zu verhindern, dass
Putins Krieg auf andere Lander in Europa ibergreift. Das bedeutet:
Ohne Wenn und Aber stehen wir zu unser Beistandspflicht in der
Nato. Das habe ich auch unseren Alliierten in Mittel- und Osteuropa
gesagt, die sich um ihre Sicherheit sorgen. Prasident Putin sollte
unsere Entschlossenheit nicht unterschitzen, gemeinsam mit unse-
ren Alliierten jeden Quadratmeter des Biindnisgebietes zu verteidigen.
Wir meinen das sehr ernst. Mit der Aufnahme eines Landes in die
Nato ist unser Wille als Biindnispartner verbunden, dieses Land zu
verteidigen, und zwar so wie uns selbst.

Die Bundeswehr hat ihre Unterstiitzung fir die 6stlichen Biindnis-
partner bereits ausgeweitet und wird das weiter tun. Fiir dieses wich-
tige Signal danke ich der Bundesverteidigungsministerin. In Litauen,
wo wir den Einsatzverband der Nato fiihren, haben wir unsere Truppe
aufgestockt. Unseren Einsatz beim Air Policing in Ruménien haben
wir verlangert und ausgeweitet. Wir wollen uns am Aufbau einer
neuen Nato-Einheit in der Slowakei beteiligen. Unsere Marine hilft



mit zusatzlichen Schiffen bei der Sicherung von Nord- und Ostsee und
im Mittelmeer. Und wir sind bereit, uns mit Luftabwehrraketen auch
an der Verteidigung des Luftraumes unserer Alliierten in Osteuropa zu
beteiligen.

Unsere Soldatinnen und Soldaten haben in den vergangenen Tagen oft
nur wenig Zeit gehabt, sich auf diese Einsétze vorzubereiten. Ich sage
ihnen, sicher auch in Threm Namen: Danke! Danke fiir ihren wichtigen
Dienst gerade in diesen Tagen.

Angesichts der Zeitenwende, die Putins Aggression ”Wa S fur die
bedeutet, lautet unser Maf3stab: Was fiir die Sicherung .
des Friedens in Europa gebraucht wird, das wird getan. Siche rung des

Deutschland wird dazu seinen solidarischen Beitrag Fried in E
leisten. Das heute klar und unmissverstindlich fest- riedens in turopa
zuhalten, reicht aber nicht a}.us.; der.m dafiir braucht die g ebrau Cht Wde,
Bundeswehr neue, starke Fihigkeiten.

das wird getan.”

Und das ist mein viertes Anliegen. Wer Putins historisie-

rende Abhandlungen liest, wer seine 6ffentliche Kriegs-

erklarung an die Ukraine im Fernsehen gesehen hat oder wer - wie
ich - kiirzlich personlich mit ihm stundenlang gesprochen hat, der
kann keinen Zweifel mehr haben: Putin will ein russisches Imperium
errichten. Er will die Verhiltnisse in Europa nach seinen Vorstellungen
grundlegend neu ordnen, und dabei schreckt er nicht zuriick vor
militdrischer Gewalt. Das sehen wir heute in der Ukraine.

Wir miissen uns daher fragen: Welche Fahigkeiten besitzt Putins
Russland, und welche Fahigkeiten brauchen wir, um dieser Bedrohung
zu begegnen, heute und in der Zukunft?

Klar ist: Wir miissen deutlich mehr in die Sicherheit unseres Landes
investieren, um auf diese Weise unsere Freiheit und unsere Demo-
kratie zu schiitzen. Das ist eine grofRe nationale Kraftanstrengung. Das






Ziel ist eine leistungsfahige, hochmoderne, fortschrittliche Bundeswehr,
die uns zuverlassig schiitzt. Ich habe bei der Miinchner Sicherheits-
konferenz vor einer Woche gesagt: Wir brauchen Flugzeuge, die fliegen,
Schiffe, die in See stechen, und Soldatinnen und Soldaten, die fiir ihre
Einsitze optimal ausgeristet sind. Darum geht es, und das ist ja wohl
erreichbar fir ein Land unserer Grofle und unserer Bedeutung in Europa.

Aber machen wir uns nichts vor: Bessere Ausriistung, modernes Ein-
satzgerit, mehr Personal — das kostet viel Geld. Wir werden dafiir

ein Sondervermogen Bundeswehr einrichten, und ich bin Bundes-
finanzminister Lindner sehr dankbar fir seine Unterstitzung dabei.
Der Bundeshaushalt 2022 wird dieses Sondervermdgen einmalig

mit 100 Milliarden Euro ausstatten. Die Mittel werden wir fiir notwen-
dige Investitionen und Riistungsvorhaben nutzen. Wir werden von
nun an Jahr fiir Jahr mehr als zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts
in unsere Verteidigung investieren.

Ich richte mich hier an alle Fraktionen des Deutschen Bundestages:
Lassen Sie uns das Sondervermdégen im Grundgesetz absichern.

Eines will ich hinzuftigen: Wir streben dieses Ziel nicht nur an, weil
wir bei unseren Freunden und Alliierten im Wort stehen, unsere
Verteidigungsausgaben bis 2024 auf zwei Prozent unserer Wirt-
schaftsleistung zu steigern. Wir tun dies auch fiir uns, fiir unsere
eigene Sicherheit, wohl wissend, dass sich nicht alle Bedrohungen
der Zukunft mit den Mitteln der Bundeswehr einhegen lassen.
Deshalb brauchen wir eine starke Entwicklungszusammenarbeit.
Deshalb werden wir unsere Resilienz stirken, technisch und gesell-
schaftlich, zum Beispiel gegen Cyberangriffe und Desinformations-
kampagnen, gegen Angriffe auf unsere kritische Infrastruktur und
Kommunikationswege. Und wir werden technologisch auf der
Hohe der Zeit bleiben.



Darum ist es mir zum Beispiel so wichtig, dass wir die nichste Gene-
ration von Kampfflugzeugen und Panzern gemeinsam mit europa-
ischen Partnern und insbesondere Frankreich hier in Europa bauen.
Diese Projekte haben oberste Prioritit fir uns. Bis die neuen Flug-
zeuge einsatzbereit sind, werden wir den Eurofighter gemeinsam
weiterentwickeln.

Gut ist auch, dass die Vertrige zur Eurodrohne in dieser Woche endlich
unterzeichnet werden konnten. Auch die Anschaffung der bewaff-
neten Heron-Drohne aus Israel treiben wir voran.

Fiir die nukleare Teilhabe werden wir rechtzeitig einen modernen
Ersatz fiir die veralteten Tornado-Jets beschaffen. Der Eurofighter soll
zu Electronic Warfare befahigt werden. Das Kampfflugzeug F 35 kommt
als Tragerflugzeug in Betracht.

Und schliefllich werden wir mehr tun, um eine sichere
Energieversorgung unseres Landes zu gewéhrleisten.
Eine wichtige Mafinahme dazu hat die Bundesregierung

nur entscheidend fur bereits auf den Weg gebracht. Und wir werden umsteuern
- umsteuern, um unsere Importabhingigkeit von einzel-

unsere Wirtsc haft und  nen Energielieferanten zu {iberwinden. Die Ereignisse der
. letzten Tage und Wochen haben uns doch gezeigt: Eine
unser Kllma’ sondern verantwortungsvolle, vorausschauende Energiepolitik ist
entscheidend auch ﬁlr nicht nur entscheidend fiir unsere Wirtschaft und unser
Klima, sondern entscheidend auch fiir unsere Sicherheit.
unsere Sicherheit.” Deshalb gilt: Je schneller wir den Ausbau erneuerbarer
Energien vorantreiben, desto besser. Und wir sind auf dem
richtigen Weg. Wir wollen als Industrieland bis 2045 CO,-
neutral werden.

»,Energiepolitik ist nicht

Mit diesem Ziel vor Augen werden wir wichtige Entscheidungen
treffen miissen, etwa eine Kohle- und Gasreserve aufzubauen. Wir
haben beschlossen, die Speichermenge an Erdgas {iber sogenannte
Long Term Options um zwei Milliarden Kubikmeter zu erhéhen.



Zudem werden wir riickgekoppelt mit der EU zusétzliches Erdgas auf
den Weltmarkten erwerben.

Schliefllich haben wir die Entscheidung getroffen, zwei Fliissiggaster-
minals, LNG-Terminals, in Brunsbiittel und Wilhelmshaven schnell
zu bauen. Bundeswirtschaftsminister Habeck mochte ich fiir seinen
Einsatz dabei ganz ausdriicklich danken.

Das, was nun kurzfristig notwendig ist, lasst sich mit dem verbinden,
was langfristig ohnehin gebraucht wird fiir den Erfolg der Transfor-
mation. Ein LNG-Terminal, in dem wir heute Gas ankommen lassen,
kann morgen auch Griinen Wasserstoff aufnehmen.

Und natiirlich behalten wir bei all dem die hohen Energiepreise im
Blick. Putins Krieg hat sie zuletzt noch weiter steigen lassen. Deshalb
haben wir in dieser Woche ein Entlastungspaket vereinbart: mit der
Abschaffung der EEG-Umlage noch in diesem Jahr, einer Erhohung
der Pendlerpauschale, einem Heizkostenzuschuss fir Geringverdiener,
Zuschiissen fiir Familien und steuerlichen Entlastungen. Die Bundes-
regierung wird das schnell auf den Weg bringen. Unsere Botschaft ist
klar: Wir lassen die Biirgerinnen und Biirger und die Unternehmen in
dieser Lage nicht allein.

Die Zeitenwende trifft nicht nur unser Land; sie trifft " E uropa ist unser
ganz Europa. Und auch darin stecken Herausforderung «
und Chance zugleich. Die Herausforderung besteht H andlung srahmen.

darin, die Souverénitit der Européischen Union nach-
haltig und dauerhaft zu stirken. Die Chance liegt darin, dass wir die
Geschlossenheit wahren, die wir in den letzten Tagen unter Beweis
gestellt haben, Stichwort ,Sanktionspaket® Fiir Deutschland und fiir
alle anderen Mitgliedslander der EU heif3t das, nicht blof zu fragen,
was man flr das eigene Land in Briissel herausholen kann, sondern
zu fragen: Was ist die beste Entscheidung fiir die Union? Europa ist
unser Handlungsrahmen. Nur wenn wir das begreifen, werden wir vor
den Herausforderungen unserer Zeit bestehen.



Damit bin ich beim fiinften und letzten Punkt. Putins Krieg bedeutet
eine Zasur, auch fiir unsere Aufienpolitik. So viel Diplomatie wie moglich,
ohne naiv zu sein, dieser Anspruch bleibt. Nicht naiv zu sein, das bedeu-
tet aber auch, kein Reden um des Redens willen. Fiir echten Dialog
braucht es die Bereitschaft dazu auf beiden Seiten. Daran mangelt es
aufseiten Putins ganz offensichtlich, und das nicht erst in den letzten
Tagen und Wochen.

Was heif3t das fiir die Zukunft? Wir werden uns Gespriachen mit
Russland nicht verweigern. Auch in dieser extremen Lage ist es die
Aufgabe der Diplomatie, Gesprachskanile offenzuhalten. Alles
andere halte ich fiir unverantwortlich.

Wir wissen, wofiir wir einstehen, auch angesichts unserer
eigenen Geschichte. Wir stehen ein flir den Frieden in
Europa. Wir werden uns nie abfinden mit Gewalt als Mittel
ge sell schaftlichen und der Politik. Wir werden uns immer starkmachen fiir
. die friedliche Losung von Konflikten. Und wir werden
pOlltlS chen Konsens nicht ruhen, bis der Frieden in Europa gesichert ist. Dabei

. stehen wir nicht allein, sondern zusammen mit unseren

g etrag en erd’ das Freunden und Partnern in Europa und weltweit. Unsere
hat Bestan d, auch in grofite Stérke. sind unsere Bl'fndnisse und Allianzep. .I.hnen
verdanken wir das grofle Gliick, das unser Land seit tiber

dieser Zeitenwende und  30Jahren genieft: in einem vereinten Land zu leben, in
Wohlstand und Frieden mit unseren Nachbarn.

, Was von einem breiten

dartiber hinaus.”

Wenn wir wollen, dass diese letzten 30 Jahre keine histori-
sche Ausnahme bleiben, dann miissen wir alles tun fiir den
Zusammenhalt der Européischen Union, fur die Starke der Nato, fiir
noch engere Beziehungen zu unseren Freunden, Partnern und Gleich-
gesinnten weltweit. Ich bin voller Zuversicht, dass uns das gelingt.
Denn selten waren wir und unsere Partner so entschlossen und so
geschlossen.



Uns eint in diesen Tagen: Wir wissen um die Stérke freier Demo-
kratien. Wir wissen: Was von einem breiten gesellschaftlichen und
politischen Konsens getragen wird, das hat Bestand, auch in dieser
Zeitenwende und dartiber hinaus. Deshalb danke ich Thnen und
allen Fraktionen dieses Hauses, die den russischen Uberfall auf die
Ukraine entschieden als das verurteilt haben, was er ist: ein durch
nichts zu rechtfertigender Angriff auf ein unabhingiges Land, auf
die Friedensordnung in Europa und in der Welt. Der heutige Ent-
schliefflungsantrag bringt das klar zum Ausdruck.

Ich danke allen, die in diesen Tagen Zeichen setzen gegen Putins Krieg
und die sich hier in Berlin und anderswo zu friedlichen Kundgebun-
gen versammeln. Und ich danke allen, die in diesen Zeiten mit uns ein-
stehen fiir ein freies und offenes, gerechtes und friedliches Europa.
Wir werden es verteidigen.






Rede von Bundeskanzler

Olaf Scholz an der
Karls-Universitdt am
29. August 2022 in Prag

Sehr geehrte Frau Rektorin Professor Kralickova,
verehrte Damen und Herren Prorektoren und
Mitglieder der Fakultiten,

sehr geehrter Herr Minister Bek,

Exzellenzen,

liebe Studentinnen und Studenten,

meine Damen und Herren!

Herzlichen Dank fiir die freundliche Einladung! Es ist mir eine grofie
Ehre, an diesem historischen Ort - quasi unter den Augen des Grin-
ders dieser altehrwiirdigen Institution - zu Ihnen tiber die Zukunft
sprechen zu kénnen, iber unsere Zukunft, die sich fiir mich mit
einem Wort verbindet: Europa.

Es gibt wohl keinen geeigneteren Ort dafiir als die Stadt Prag,

als diese Universitat mit ihrem fast 700-jahrigen Erbe.

~Ad fontes®, zu den Quellen, so lautete der Ruf der groflen Humanisten
der europédischen Renaissance. Wer sich zu den Quellen Europas



aufmacht, dessen Weg fihrt unweigerlich hierher, in diese Stadt, deren
Erbe und Gestalt so europdisch sind wie die kaum einer anderen
Stadt unseres Kontinents. Jedem amerikanischen oder chinesischen
Touristen, der tiber die Karlsbriicke hinauf zum Hradschin lauft, ist
das sofort klar. Deshalb sind sie ja hier, weil sie in dieser Stadt, zwischen
ihren mittelalterlichen Burgen und Briicken, katholischen, protes-
tantischen und jiidischen Gebetshdusern und Friedhofen, gotischen
Kathedralen und Art-Nouveau-Palais, Glashochhiusern und Fach-
werkgisschen und im Sprachgewirr der Altstadt das finden, was
Europa fiir sie so ausmacht: allergrofite Vielfalt auf engstem Raum.

Wenn Prag also Europa im Kleinen ist, dann ist die Karlsuniversitit
so etwas wie die Chronistin unserer an Licht und Schatten so reichen
europdischen Geschichte. Ob ihr Griinder, Kaiser Karl IV,, sich selbst
als Européer verstand, vermag ich nicht zu sagen. Seine Biografie legt
das nahe: geboren mit dem alten béhmischen Vornamen ,Vaclav®,
ausgebildet in Bologna und Paris, Sohn eines Herrschers aus dem
Hause Luxemburg und einer Habsburgerin, deutscher Kaiser, Koénig
von Bohmen und von Italien. Dass an ,seiner” Universitit ganz selbst-
verstindlich Béhmen, Polen, Bayern und Sachsen neben Studenten
aus Frankreich, Italien und England ihr Studium generale absolvier-
ten, erscheint da nur folgerichtig.

Aber weil diese Universitit in Europa liegt, hat sie auch die Tiefpunkte
europdischer Geschichte durchlitten: religiosen Eifer, die Teilung ent-
lang sprachlicher und kultureller Grenzen, die ideologische Gleich-
schaltung wihrend der Diktaturen des 20. Jahrhunderts. Deutsche
schrieben das dunkelste Kapitel: die Schlieftung der Universitat durch
die nationalsozialistischen Besatzer, die Erschiefung protestierender
Studierender, die Verschleppung und Ermordung Tausender Uni-
versititsangehoriger in deutschen Konzentrationslagern. Diese
Verbrechen schmerzen und beschdmen uns Deutsche bis heute. Das
auszusprechen, auch deshalb bin ich hier, zumal wir oft vergessen,



dass Unfreiheit, Leid und Diktatur fiir viele Blirgerinnen und Biirger
Mitteleuropas mit der deutschen Besatzung und den Zerstérungen des
Zweiten Weltkriegs nicht endeten.

Einer der zahlreichen groflen Geister, die diese Universitdt hervorge-
bracht hat, hat uns daran bereits zu Zeiten des Kalten Kriegs erinnert.
1983 beschreibt Milan Kundera die , Tragddie Mitteleuropas®, ndmlich
wie Polen, Tschechen, Slowaken, Balten, Ungarn, Ruménen, Bulgaren
und Jugoslawen nach dem Zweiten Weltkrieg ,erwachten (...) und fest-
stellten, dass sie sich im Osten befanden®, dass sie ,von der Karte des
Westens verschwunden® waren. Auch mit diesem Erbe setzen wir uns
auseinander - gerade auch diejenigen von uns, die sich auf der west-
lichen Seite des Eisernen Vorhangs befanden, nicht nur, weil dieses Erbe
ein Teil der europédischen Geschichte und damit unserer gemeinsamen
Geschichte als Européderinnen und Europier ist, sondern auch, weil
die Erfahrung der Biirgerinnen und Biirger Mittel- und Osteuropas -
das Gefiihl, hinter einem Eisernen Vorhang vergessen
und aufgegeben worden zu sein - bis heute nachwirkt, .
ubrigens auch in den Debatten {iber unsere Zukunft, ,,DBT brutale Uberfall
liber Europa.

auf die Ukraine ist

In diesen Tagen stellt sich erneut die Frage, wo kiinftig
die Trennlinie verlauft zwischen diesem freien Europa
und einer neoimperialen Autokratie. Von einer Zeiten- auf die europdi sche
wende habe ich nach dem russischen Uberfall auf die

Ukraine im Februar gesprochen. Putins Russland will mit Sicherheits ordnung.“
Gewalt neue Grenzen ziehen - etwas, das wir in Europa
nie wieder erleben wollten. Der brutale Uberfall auf die
Ukraine ist somit auch ein Angriff auf die européische Sicherheitsord-
nung. Dem stellen wir uns mit aller Entschlossenheit entgegen. Dafiir
brauchen wir eigene Stirke - als Einzelstaaten, im Verbund mit unseren
transatlantischen Partnern, aber eben auch als Europiische Union (EU).

somit auch ein Angriff




Geboren wurde dieses vereinte Europa als ein nach innen gerichtetes
Friedensprojekt. Nie wieder Krieg zwischen seinen Mitgliedstaaten,

so lautete das Ziel. Heute ist es an uns, dieses Friedensversprechen
weiterzuentwickeln, indem wir die Européische Union in die Lage ver-
setzen, ihre Sicherheit, ihre Unabhéngigkeit und ihre Stabilitit auch
gegeniiber Herausforderungen von aufen zu sichern. Das ist die neue
Friedensaufgabe Europas. Das ist es, was wohl die meisten Birgerinnen
und Biirger von Europa erwarten, und zwar im Westen wie im Osten
unseres Kontinents.

Es ist daher eine gliickliche Fiigung, dass in diesen Zeiten
mit der Tschechischen Republik ein Land die EU-Ratspra-
sidentschaft innehat, das die Bedeutung dieser Aufgabe
7 Unser EUTOpCl schon lange erkannt hat und Europa in die richtige Rich-
ist in Frieden und tung leitet. Tschechien hat dafiir die volle Unterstiitzung
I . Deutschlands, und ich freue mich auf die gemeinsame
Freiheit g eeint, Arbeit mit Ministerprasident Fiala, um die richtigen

0 ffen fUT alle euro- europdischen Antworten auf die Zeitenwende zu geben.

11 1 Die erste davon lautet: Wir nehmen Russlands Angriff
palSChen Natlonen’ auf den Frieden in Europa nicht hin. Wir sehen nicht ein-
die unsere Werte fach zu, wie Frauen, Médnner und Kinder umgebracht,
wie freie Linder von der Landkarte getilgt werden und
hinter Mauern oder eisernen Vorhdngen verschwinden.

Wir wollen nicht zuriick ins 19. oder 20. Jahrhundert,
mit seinen Eroberungskriegen und seinen totalitdren
Exzessen.

teilen.”

Unser Europa ist in Frieden und Freiheit geeint, offen fiir alle euro-
paischen Nationen, die unsere Werte teilen. Vor allem aber ist es die
gelebte Absage an Imperialismus und Autokratie. Die Europiische
Union funktioniert nicht durch Uber- und Unterordnung, sondern
durch die Anerkennung von Verschiedenheit, durch Augenhéhe
zwischen ihren Mitgliedern, durch Pluralitit und den Ausgleich unter-
schiedlicher Interessen.



Putin ist genau dieses vereinte Europa ein Dorn im Auge, weil es nicht
in seine Weltsicht passt, in der sich kleinere Lander einer Handvoll
europiischer Gromichte zu fligen haben. Umso wichtiger ist, dass
wir unsere Idee von Europa gemeinsam verteidigen. Daher unterstiitzen
wir die angegriffene Ukraine: wirtschaftlich, finanziell, politisch,
humanitir und auch militdrisch. Hier hat Deutschland in den letzten
Monaten grundlegend umgesteuert. Wir werden diese Unterstiitzung
aufrechterhalten, verldsslich und so lange wie notig.

Das gilt fiir den Wiederaufbau des zerstérten Landes, der eine Kraft-
anstrengung fiir Generationen wird. Das erfordert internationale
Abstimmung und eine kluge, belastbare Strategie. Darum wird es bei
einer Expertenkonferenz gehen, zu der Kommissionspréasidentin
von der Leyen und ich die Ukraine und ihre Partner aus aller Welt am
25. Oktober nach Berlin einladen.

In den ndchsten Wochen und Monaten erhilt die Ukraine von uns
zudem neue, hochmoderne Waffen, Luftverteidigungs- und Radar-
systeme etwa oder Aufklarungsdrohnen. Allein unser letztes Paket an
Waffenlieferungen hat einen Wert von mehr als 600 Millionen Euro.
Unser Ziel sind moderne ukrainische Streitkrifte, die ihr Land dauer-
haft verteidigen kdnnen.

Dafiir diirfen wir alle aber nicht nur das an Kiew liefern, worauf wir
selbst gerade verzichten kénnen. Auch hier brauchen wir mehr Pla-
nung und Koordination. Gemeinsam mit den Niederlanden haben
wir deshalb eine Initiative gestartet, die auf eine dauerhafte und ver-
lassliche Arbeitsteilung zwischen allen Partnern der Ukraine abzielt.
Ich kann mir zum Beispiel vorstellen, dass Deutschland besondere
Verantwortung beim Aufbau der ukrainischen Artillerie und Luft-
verteidigung ibernimmt. Auf solch ein System der koordinierten
Unterstiitzung sollten wir uns schnell verstindigen und damit unser
Bekenntnis zu einer freien, unabhiangigen Ukraine auf Dauer unter-
mauern, so, wie wir es beim Européischen Rat im Juni getan haben,



als wir geschlossen ,Ja“ gesagt haben. Ja, die Ukraine, die Republik
Moldau, perspektivisch auch Georgien und natrlich die sechs Staaten
des westlichen Balkans gehoren zu uns, zum freien, demokratischen
Teil Europas. Thr EU-Beitritt liegt in unserem Interesse.

Ich kénnte das demografisch oder wirtschaftlich begriinden oder,
ganz im Sinne Milan Kunderas, kulturell, ethisch und moralisch.
Alle diese Griinde tragen. Was aber heute klarer denn je hinzutritt,
ist die geopolitische Dimension dieser Entscheidung. Realpolitik im
21. Jahrhundert heif3t nicht, Werte hintenanzustellen und Partner
zu opfern zugunsten fauler Kompromisse. Realpolitik muss heifien,
Freunde und Wertepartner einzubinden, sie zu unterstiitzen, um im
globalen Wettbewerb durch Zusammenarbeit stirker zu sein.

So verstehe ich ibrigens auch Emmanuel Macrons Vorschlag einer
europiischen politischen Gemeinschaft. Natiirlich haben wir den
Europarat, die Organisation fiir Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa (OSZE), die Organisation fiir wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (OECD), die Ostliche Partnerschaft, den
Européischen Wirtschaftsraum und die Nato. All das sind wichtige Foren,
in denen wir Européer auch tiber die Grenzen der EU hinaus eng
zusammenarbeiten. Was aber fehlt, ist ein regelmafiiger Austausch auf
politischer Ebene, ein Forum, in dem wir Staats- und Regierungs-
chefinnen und -chefs der EU und unsere europdischen Partner ein-
oder zweimal jahrlich die zentralen Themen besprechen, die unseren
Kontinent als Ganzes betreffen: Sicherheit, Energie, Klima oder
Konnektivitit.

Solch ein Zusammenschluss - das ist mir ganz wichtig - ist keine
Alternative zur anstehenden EU-Erweiterung; denn wir stehen bei
unseren Beitrittskandidaten im Wort - bei den Landern des West-
lichen Balkans sogar schon seit fast 20 Jahren —, und diesen Worten
miissen jetzt endlich Taten folgen.



Zu Recht haben viele in den vergangenen Jahren nach einer stirkeren,
souverdneren, geopolitischen Europiischen Union gerufen, nach
einer Union, die ihren Platz in der Geschichte und Geografie des Kon-
tinents kennt und stark und geschlossen in der Welt handelt. Die
historischen Entscheidungen der vergangenen Monate haben uns
diesem Ziel ndhergebracht. Mit bisher nie da gewesener Entschlos-
senheit und Geschwindigkeit haben wir einschneidende Sanktionen
gegen Putins Russland verhdngt. Ohne die frither Gblichen Kontro-
versen haben wir Millionen Frauen, Mdnner und Kinder aus der
Ukraine aufgenommen, die bei uns Schutz suchen. Gerade

die Tschechische Republik und andere Staaten Mitteleuro-
pas haben ihr weites Herz und grofie Solidaritit bewiesen. 59 eee der Druck zur
Dafiir gebiihrt Thnen mein allergrofiter Respekt.

Verdnderung
Auch an anderer Stelle haben wir das Wort Solidaritit neu
mit Leben gefiillt. Wir arbeiten enger zusammen bei der auf uns
Energieversorgung. Erst vor wenigen Wochen haben wir Europderinnen
europdische Einsparziele beim Gasverbrauch beschlossen.
Beides ist mit Blick auf den kommenden Winter essenziell, und E UTOpdCT
und gerade Deutschland ist fiir diese Solidaritit sehr .
dankbar. wird wachsen,
. , , , auch unabhdngig

Sie alle wissen, mit welcher Entschlossenheit Deutschland
dabei ist, seine Abhidngigkeit von russischen Energieliefe- von Russlands
rungen zu verringern. Wir bauen alternative Kapazititen .
zur Einfuhr von Fliissiggas oder Erdél auf, und wir tun dies KTleg und
solidarisch, indem wir auch den Bedarf von Binnenldndern . «

seinen Folgen.

wie der Tschechischen Republik mit bedenken. Das habe

ich Ministerprasident Fiala bei seinem Besuch im Mai in
Berlin zugesagt, und diese Solidaritit werden wir sicher
auch bei unserem Treffen heute noch einmal bekraftigen.

Denn der Druck zur Verdnderung auf uns Européerinnen und Euro-
péer wird wachsen, auch unabhéngig von Russlands Krieg und seinen



Folgen. In einer Welt mit acht - kiinftig wohl mit zehn - Milliarden
Menschen ist jeder einzelne unserer europaischen Nationalstaaten fiir
sich genommen viel zu klein, um allein seine Interessen und Werte
durchzusetzen. Umso wichtiger ist es fiir uns, eine geschlossen han-
delnde Européische Union zu schaffen.

Umso wichtiger sind starke Partner, allen voran die Vereinigten Staa-
ten. Dass heute mit Prasident Biden ein {iberzeugter Transatlantiker
im Weiflen Haus sitzt, ist ein Glick fiir uns alle. Welch unverzicht-
baren Wert die transatlantische Partnerschaft hat, das haben wir in
den vergangenen Monaten erlebt. Die Nato steht heute geschlossener
denn je da, politische Entscheidungen treffen wir im transatlanti-
schen Schulterschluss. Doch bei allem, was gerade Prisi-
dent Biden fiir unsere Partnerschaft getan hat, wissen wir

zugleich, dass sich der Blick Washingtons starker auch auf
den Wettbewerb mit China und auf den asiatisch-pazifi-
das Gewicht schen Raum richtet. Das wird fiir kiinftige amerikanische
Regierungen ebenso gelten, vielleicht sogar noch mehr.

, Wir miissen

des geeinten
In einer multipolaren Welt, und das ist die Welt des 21. Jahr-
hunderts, reicht es daher nicht, nur bestehende Partner-

Europas noch

Vi el Stdrk er schaften zu pflegen, so wertvoll sie sind. Wir werden in
neue Partnerschaften investieren - in Asien, Afrika und
zZur Geltung Lateinamerika. Politische und wirtschaftliche Diversifizie-
. “ rung, das ist iibrigens auch ein Teil der Antwort auf die Frage,
leng en. wie wir mit der Weltmacht China umgehen und den Drei-

klang vom , Partner, Wettbewerber und Rivalen® einldsen.

Der andere Teil dieser Antwort lautet: Wir miissen das Gewicht des
geeinten Europas noch viel stirker zur Geltung bringen. Zusammen
haben wir allerbeste Chancen, das 21. Jahrhundert in unserem, im
europdischen Sinn mitzupragen und zu gestalten - als Europaische
Union aus 27, 30 oder 36 Staaten mit dann mehr als 500 Millionen
freien und gleichberechtigten Biirgerinnen und Biirgern, mit dem



grofiten Binnenmarkt der Welt, mit fithrenden Forschungsein-
richtungen, Innovationen und innovativen Unternehmen, mit stabilen
Demokratien, mit einer sozialen Versorgung und einer 6ffentlichen
Infrastruktur, die auf der Welt ihresgleichen suchen. Das ist der
Anspruch, den ich mit einem geopolitischen Europa verbinde.

Die Erfahrung der vergangenen Monate zeigt doch:

Blockaden lassen sich iiberwinden. Europiische Regeln Deutschlands
lassen sich dndern - wenn nétig, auch im Eiltempo. ”?

Selbst die européischen Vertrige sind nicht in Stein Verantwortung fur
gemeiflelt. Wenn wir gemeinsam zu dem Schluss kom- . .
men, dass die Vertrige angepasst werden miissen, damit E uropa lie (4] tfur

Europa vorankommt, dann sollten wir das tun.

mich darin, dass

Abstrakte Diskussionen dartiber fithren uns aber nicht wir zusammen mit
weiter. Wichtig ist vielmehr, dass wir uns angucken, was

gedndert werden muss, und dann konkret entscheiden, unseren N ClCthlTTl
wie wir das angehen. ,,Form follows function®: Dieser . . «
Anspruch moderner Architektur gehort als Grundsatz LOSung en erarbeiten.

dringend auch in die européische Politik.

Dass Deutschland dazu Vorschlége liefern und sich daftir auch selbst
bewegen muss, liegt fiir mich auf der Hand. Auch deshalb bin ich also
hier, in der Hauptstadt der EU-Ratsprasidentschaft, um Thnen und
unseren Freunden in Europa einige meiner Ideen zur Zukunft unserer
Union vorzustellen. Ideen sind das, wohlgemerkt, Angebote, Denkan-
stofRe - keine fertigen deutschen Losungen.

Deutschlands Verantwortung fiir Europa liegt fiir mich darin, dass
wir zusammen mit unseren Nachbarn Losungen erarbeiten und dann
gemeinsam entscheiden. Ich will keine EU der exklusiven Clubs oder
Direktorien, sondern eine EU gleichberechtigter Mitglieder.



Ich fiige ganz ausdriicklich hinzu: Dass die EU weiter in Richtung
Osten wichst, ist fur uns alle ein Gewinn. Deutschland als Land in der
Mitte des Kontinents wird alles daftir tun, Ost und West, Nord und
Std in Europa zusammenzufiihren.

In diesem Sinne bitte ich Sie auch die folgenden vier Uberlegungen
zu verstehen.

Erstens: Ich setze mich ein fiir die Erweiterung der Européiischen
Union um die Staaten des Westbalkans, um die Ukraine, um Moldau
und perspektivisch auch um Georgien.

,Ein Festhalten
am Prinzip der
Einstimmigkeit
funktioniert
nur, solange der
Handlungsdruck
gering ist. Spdtestens
angesichts der
Zeitenwende aber ist
das nicht mehr der Fall.“

Eine Europiische Union mit 30 oder 36 Staaten aber wird
anders aussehen als unsere heutige Union. Das liegt auf
der Hand. Europas Mitte bewegt sich ostwarts, konnte man
angelehnt an den Historiker Karl Schlogel sagen. In dieser
erweiterten Union werden die Unterschiede zwischen den
Mitgliedstaaten zunehmen, was die politischen Interessen,
die Wirtschaftskraft oder die Sozialsysteme angeht. Die
Ukraine ist nicht Luxemburg, und Portugal blickt anders
auf die Herausforderungen der Welt als Nordmazedonien.

Zuallererst sind die Kandidatenldander gefordert, die Krite-
rien fiir den Beitritt zu erfiillen. Dabei werden wir sie best-
moglich unterstiitzen. Doch auch die EU selbst miissen
wir fit machen fiir diese grofe Erweiterung. Das wird Zeit
brauchen, und deshalb miissen wir jetzt damit anfangen.
Auch bei bisherigen Erweiterungsrunden sind Reformen
in den Beitrittslaindern tibrigens Hand in Hand gegangen
mit institutionellen Reformen innerhalb der Européischen
Union. So wird es auch dieses Mal sein.

Wir kénnen dieser Debatte nicht aus dem Weg gehen - jedenfalls
dann nicht, wenn wir es ernst meinen mit der Beitrittsperspektive.



Und wir miissen unsere Beitrittsversprechen ernst meinen. Denn nur
so erreichen wir Stabilitdt auf unserem Kontinent. Also lassen Sie uns
iber Reformen reden.

Im Rat der EU, auf der Ebene der Ministerinnen und Minister, ist
schnelles und pragmatisches Handeln gefragt. Das muss auch in Zu-
kunft gesichert sein. Dort, wo heute Einstimmigkeit erforderlich
ist, wiachst aber mit jedem weiteren Mitgliedstaat auch das Risiko, dass
ein einzelnes Land mit seinem Veto alle anderen am Vorankommen
hindert. Wer anderes glaubt, der verleugnet die europiische Realitit.

Ich habe deshalb vorgeschlagen, in der gemeinsamen Aufienpolitik,
aber auch in anderen Bereichen wie der Steuerpolitik, schrittweise
zu Mehrheitsentscheidungen tiberzugehen - wohl wissend, dass dies
auch Auswirkungen fiir Deutschland hitte. Wir miissen uns dariiber
im Klaren sein: Ein Festhalten am Prinzip der Einstimmigkeit funk-
tioniert nur, solange der Handlungsdruck gering ist. Spatestens ange-
sichts der Zeitenwende aber ist das nicht mehr der Fall.

Die Alternative zu Mehrheitsentscheidungen wire im Ubrigen nicht
das Festhalten am Status quo, sondern ein Vorangehen in immer
unterschiedlicheren Gruppen, ein Dschungel verschiedener Regeln
und schwer handhabbarer Opt-ins und Opt-outs. Das wire keine
differenzierte Integration, sondern es wire ein unibersichtlicher
Wildwuchs und eine Einladung an alle, die gegen ein geeintes geo-
politisches Europa wetten und uns gegeneinander ausspielen wollen.
Das mochte ich nicht!

Mein Werben fiir Mehrheitsentscheidungen ist gelegentlich kritisiert
worden, und ich kann die Sorgen gerade der kleineren Mitgliedstaa-
ten gut nachvollziehen. Auch in Zukunft muss jedes Land mit seinen
Anliegen Gehor finden - alles andere wire ein Verrat an der europa-
ischen Idee. Und weil ich diese Sorgen sehr ernst nehme, sage ich:
Lassen Sie uns gemeinsam nach Kompromissen suchen!
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Ich kénnte mir zum Beispiel vorstellen, zunichst in den Bereichen mit
Mehrheitsentscheidungen zu beginnen, in denen es ganz besonders
darauf ankommt, dass wir mit einer Stimme sprechen - in der Sanktions-
politik zum Beispiel, oder in Fragen der Menschenrechte. Auflerdem
werbe ich fiir den Mut zur konstruktiven Enthaltung. Hier sehe ich
uns Deutsche und alle anderen in der Pflicht, die von Mehrheitsent-
scheidungen tiberzeugt sind. Wenn moglichst viele dieser Idee folgen,
kommen wir einem weltpolitikfihigen, geopolitischen Europa deut-
lich niher.

Auch das Europiische Parlament wird an Reformen nicht vorbeikom-
men. In den Vertrigen ist aus gutem Grund eine Hochstzahl von 751
Abgeordneten vorgesehen. Diese Zahl aber werden wir iiberschreiten,
wenn neue Linder beitreten - zumindest dann, wenn wir das Parla-
ment einfach um die Sitze erweitern, die den neuen Mitgliedsldndern
nach den bisherigen Regeln zustiinden. Wenn wir das Européische
Parlament nicht aufbldhen wollen, dann brauchen wir also eine neue
Balance, was seine Zusammensetzung angeht, und zwar unter Beach-
tung auch des demokratischen Prinzips, wonach jede Wahlerstimme
in etwa das gleiche Gewicht haben sollte.

Um die richtige Balance zwischen Reprisentanz und Funktionsfihig-
keit geht es schliefllich auch bei der Européischen Kommission. Eine
Kommission mit 30 oder 36 Kommissaren stdf3t an die Grenzen ihrer
Arbeitsfahigkeit. Wenn wir zudem daran festhalten, dass jede Kom-
missarin und jeder Kommissar einen eigenen Politikbereich verant-
wortet, dann fiihrt das - um an einen weiteren groflen Sohn dieser
Stadt zu erinnern - zu kafkaesken Verhiltnissen.

Ich weif? zugleich, wie viel Wert alle Mitgliedstaaten darauf legen, mit
Jihrem“ Kommissar oder ,ihrer* Kommissarin in Briissel vertreten zu
sein. Das ist auch wichtig, denn es zeigt: In Briissel sitzen alle mit am
Tisch. Alle entscheiden gemeinsam. Deshalb will ich an dem Grund-
satz ,,Eine Kommissarin oder ein Kommissar pro Land“ nicht riitteln.



Aber was spricht dagegen, dass zwei Kommissionsmitglieder gemein-
sam fiir eine Generaldirektion zustindig sind? Das funktioniert nicht
nur in Entscheidungsgremien von Unternehmen weltweit Tag fiir Tag.
Auch in den Regierungen einiger Mitgliedstaaten gibt es solche
Losungen, sowohl in der Vertretung nach aufien als auch bei der
internen Zustdndigkeitsverteilung.

Suchen wir also nach solchen Kompromissen - fiir ein
funktionierendes Europa!

Der zweite Gedanke, den ich mit [hnen teilen méchte, hingt mit einem
Begriff zusammen, iiber den wir in den vergangenen Jahren oft disku-
tiert haben: europiische Souveranitit.

Mir geht es dabei nicht um Semantik. Im Kern bedeutet
europiische Souveranitit doch, dass wir auf allen Feldern
»Europa eigenstindiger werden, dass wir mehr Verantwortung
verdankt seinen  tbernehmen fiir unsere eigene Sicherheit, dass wir noch
enger zusammenarbeiten und zusammenstehen, um
Wohlstand dem  unsere Werte und Interessen weltweit durchzusetzen.

Handel. Dieses Nicht nur Russlands Angriff auf die européische Friedens-
Feld durfen wir ordnung zwingt uns dazu. Ich habe die Abhingigkeiten
schon erwihnt, in die wir uns begeben haben. Die russi-
nicht anderen schen Energieimporte sind ein besonders augenfilliges
. « Beispiel dafiir, aber keineswegs das einzige. Nehmen wir
tiberlassen. etwa die Engpésse bei der Lieferung von Halbleitern:

Solch einseitige Abhidngigkeiten miissen wir schnellst-
moglich beenden!

Europa verdankt seinen Wohlstand dem Handel. Dieses Feld
dirfen wir nicht anderen tiberlassen. Deshalb brauchen wir auch
weitere, nachhaltige Freihandelsabkommen und eine ambitionierte
Handelsagenda.



Wenn wir tiber die Versorgung mit Rohstoffen oder seltenen Erden
reden, dann denken wir vor allem an die Herkunftslainder weit weg
von Europa. Eines wird dabei aber oft tibersehen: Ein Grofiteil des
Lithiums, Kobalts, Magnesiums oder Nickels, auf das unsere Betriebe
so dringend angewiesen sind, ist langst hier bei uns in Europa. In
jedem Handy, in jeder Autobatterie stecken wertvolle Rohstoffe. Wenn
wir also uber wirtschaftliche Souveranitit reden, dann sollten wir
auch dariiber reden, dieses Potenzial noch viel starker zu nutzen.
Die Technologien dafiir sind heute schon da. Was wir brauchen, sind
gemeinsame Standards fiir den Einstieg in eine echte europiische
Kreislaufwirtschaft - ich nenne es: ein strategisches Update unseres
Binnenmarkts.

Wirtschaftliche Unabhingigkeit heifdt nicht Autarkie. Das kann nicht
das Ziel Europas sein, das immer von offenen Markten und Handel
profitiert hat und weiterhin profitiert. Aber auch wir brauchen einen
~game plan® so etwas wie eine Strategie ,Made in Europe 2030

Fiir mich heif3t das: Dort, wo Europa verglichen mit dem Silicon
Valley, Shenzhen, Singapur oder Tokio zuriickliegt, wollen wir uns
an die Spitze zuriickkdmpfen.

Bei den fiir unsere Industrie so wichtigen Chips und Halbleitern sind
wir dank einer echten europdischen Kraftanstrengung schon voran-
gekommen. Erst vor Kurzem hat zum Beispiel Intel Milliardeninvesti-
tionen in Frankreich, Polen, Deutschland, Irland, Italien und Spanien
angekiindigt - ein Riesenschritt hin zu einer neuen Generation von
~Microchips Made in Europe*. Und das ist erst der Anfang: Mit Unter-
nehmen wie Infineon, Bosch, NXP oder GlobalFoundries arbeiten wir
an Projekten, die Europa technologisch an die Weltspitze fithren.

Denn unser Anspruch wird sich nicht darauf beschranken, in Europa
nur Dinge herzustellen, die auch anderswo produziert werden kon-
nen. Ich mochte ein Europa, das Vorreiter ist bei wichtigen Schltssel-
technologien.



Nehmen wir die Mobilitit der Zukunft. Daten werden dabei die ent-
scheidende Rolle spielen - fiir das autonome Fahren, bei der Vernet-
zung unterschiedlicher Transportmittel oder bei der intelligenten
Steuerung von Verkehrsstromen. Deshalb brauchen wir so schnell wie
moglich einen einheitlichen, grenziiberschreitenden européischen
Raum fir Mobilitatsdaten. Mit dem Mobility Data Space haben wir in
Deutschland einen Anfang gemacht. Verkniipfen wir ihn mit ganz
Europal! Er ist offen fiir alle, die etwas bewegen wollen. So kénnen
wir weltweit zum Vorreiter werden.

Wenn wir Uber Digitalisierung sprechen, miissen wir grof} denken -
und auch den Weltraum einbeziehen, denn Souveranitit hingt im
Digitalzeitalter von Fahigkeiten im Weltraum ab. Ein unabhingiger
Zugang zum All, moderne Satelliten und Megakonstellationen: Das ist
nicht nur fiir unsere Sicherheit entscheidend, sondern auch fiir den
Umweltschutz, die Landwirtschaft und nicht zuletzt fir die Digitali-
sierung, Stichwort: europaweites Breitband-Internet.

Kommerzielle Akteure und Start-ups spielen dabei eine

»-.. Unser grofes

immer grofiere Rolle - das erleben wir in den USA. Fiir
eine starke, wettbewerbsfihige européische Raumfahrt

Ziel als Europdii sche  miissen auch wir deshalb neben den etablierten Playern

auch solche innovativen Unternehmen férdern. Denn

Union bis 2050 nur so haben wir eine Chance, dass das niachste Unterneh-
klimaneutral 7U men wie SpaceX aus Europa kommt.
werden. ..« Nicht zuletzt birgt auch unser grofles Ziel, als Européische
y e

Union bis 2050 klimaneutral zu werden, eine riesige Chance:

namlich auf diesem fiir die Zukunft der Menschheit ent-
scheidenden Feld , first mover“ zu sein. Und zwar indem wir hier, bei
uns in Europa, die Technologien entwickeln und zur Marktreife fiih-
ren, die weltweit gebraucht und eingesetzt werden.



Ich denke im Bereich Strom an den Aufbau der Netz- und Speicher-
infrastruktur fiir einen echten Energiebinnenmarkt, der Europa mit
Wasserkraft aus dem Norden, Wind von den Kiisten und Sonnen-
energie aus dem Siiden versorgt - verlasslich, im Sommer wie im Winter.
Ich denke an ein europiisches Wasserstoff-Netz, das Erzeuger und
Verbraucher verbindet und einen europiischen Elektrolyse-Boom
auslost. Denn nur mit Wasserstoff wird die Industrie klimaneutral.
Ich denke an ein moglichst engmaschiges Netz an Elektro-Ladesdulen
in jedem unserer Linder - fiir Elektroautos, aber auch fiir LKWs. Und
ich denke an Investitionen in neue klimaneutrale Kraftstoffe fiir den
Flugverkehr und in die dafiir notige Infrastruktur, zum Beispiel an den
Flughifen - damit das Ziel klimaneutraler Luftfahrt kein Traum bleibt,
sondern Wirklichkeit wird, und zwar ausgehend von Europa.

Diese 6kologische und digitale Transformation unserer Wirtschaft wird
erhebliche private Investitionen erfordern. Die Basis dafiir sind ein
starker und liquider EU-Kapitalmarkt und ein stabiles Finanzsystem.
Die Kapitalmarkt- und die Bankenunion sind deshalb zentral fiir
unseren zukiinftigen Wohlstand. Das alles sind Schritte hin zu euro-
paischer Souveranitat.

Lassen Sie mich noch einen weiteren Punkt herausgreifen, weil er
beim Thema Souveranitit und mit Blick auf den Krieg im Osten
Europas eine entscheidende Rolle spielt: Wir brauchen in Europa ein
besseres Zusammenspiel unserer Verteidigungsanstrengungen.

Verglichen mit den USA gibt es in der EU ein Vielfaches an unter-
schiedlichen Waffensystemen. Das ist ineffizient, denn so miissen
unsere Soldatinnen und Soldaten an vielen verschiedenen Systemen
trainieren, und auch die Wartung und Instandsetzung ist teurer und
aufwindiger.



Auf das zuriickliegende unkoordinierte Schrumpfen europiischer
Armeen und Verteidigungsbudgets sollte jetzt ein koordinierter Auf-
wuchs europiischer Fahigkeiten erfolgen. Neben gemeinsamer Her-
stellung und Beschaffung ist dafiir n6tig, dass unsere Unternehmen
bei Riistungsprojekten noch viel enger zusammenarbeiten. Das macht
eine noch viel engere Abstimmung auf europdischer Ebene unum-
ganglich. Deshalb ist es hochste Zeit, dass sich nicht nur die Landwirt-
schafts- und Umweltministerinnen und -minister eigenstindig in
Briissel treffen. In diesen Zeiten brauchen wir einen eigenstiandigen
Rat der Verteidigungsministerinnen und Verteidigungsminister.

Um die Zusammenarbeit unserer Streitkréifte ganz praktisch zu ver-
bessern, haben wir einige Instrumente bereits an der Hand. Neben
der Europiischen Verteidigungsagentur und dem Verteidigungsfonds
denke ich vor allem an eine Kooperation, wie sie in der Organisation
zum Management von gemeinsamen Ristungsvorhaben schon prak-
tiziert wird. So wie wir mit den freien Grenzen im Schengenraum
seinerzeit mit sieben Staaten angefangen haben, so kann diese Orga-
nisation zum Nukleus werden fiir ein Europa der gemeinsamen
Verteidigung und Ristung.

Dafiir werden wir alle unsere nationalen Vorbehalte und Regularien
uberpriifen miissen, etwa was die Nutzung und den Export gemein-
sam hergestellter Systeme angeht. Aber das muss moglich sein - im
Interesse unserer Sicherheit und unserer Souveranitat, die eben auch
von européaischen Riistungsfihigkeiten abhangt.

Die Nato bleibt der Garant unserer Sicherheit. Richtig ist aber eben
auch: Jede Verbesserung, jede Vereinheitlichung europiischer Vertei-
digungsstrukturen im EU-Rahmen stirkt die Nato.

Wir sollten Lehren ziehen aus den Geschehnissen in Afghanistan
im vorigen Sommer. Kiinftig muss die EU in der Lage sein,






schnell und effektiv zu reagieren. Gemeinsam mit anderen EU-Partnern
wird Deutschland deshalb dafiir sorgen, dass die geplante schnelle
Eingreiftruppe der EU 2025 einsatzfihig ist, und dann auch deren Kern
stellen. Dafiir braucht es eine klare Fithrungsstruktur. Wir miissen
daher die stindige EU-Kommandozentrale und mittelfristig ein echtes
EU-Hauptquartier mit allem ausstatten, was dafiir finanziell,
personell und technisch gebraucht wird. Deutschland wird sich
dieser Verantwortung stellen, wenn wir im Jahr 2025 die schnelle
Eingreiftruppe fithren.

Schliefilich miissen wir unsere politischen Entscheidungsprozesse
gerade in Krisenzeiten beweglicher machen. Fiir mich heifdt das,
die dafiir vorhandenen Spielrdume in den EU-Vertrigen voll auszu-
schopfen. Ja, das bedeutet ausdriicklich auch, noch viel starker die
Moglichkeit zu nutzen, Einsitze einer Gruppe von Mitgliedstaaten
anzuvertrauen, die dazu bereit ist, sozusagen einer Koalition der Ent-
schlossenen. Das ist EU-Arbeitsteilung im besten Sinne.

Schon beschlossen ist, dass Deutschland Litauen mit einer schnell
einsatzbereiten Brigade und die Nato mit weiteren Kréften in hoher
Einsatzbereitschaft unterstiitzen wird. Die Slowakei unterstiitzen wir
unter anderem bei der Luftverteidigung. Die Tschechische Republik
und andere Liander kompensieren wir fiir die Abgabe sowjetischer
Panzer an die Ukraine mit Panzern deutscher Bauart. Zugleich haben
wir vereinbart, dass unserer Streitkrifte noch viel enger kooperieren.
Auch die 100 Milliarden Euro, mit denen wir in Deutschland in den
kommenden Jahren die Bundeswehr modernisieren, stirken die euro-
paische und transatlantische Sicherheit.

Erheblichen Nachholbedarf haben wir in Europa bei der Verteidigung
gegen Bedrohungen aus der Luft und aus dem Weltraum. Daher
werden wir in Deutschland in den kommenden Jahren ganz erheblich
in unsere Luftverteidigung investieren. Alle diese Fahigkeiten werden



im Nato-Rahmen einsetzbar sein. Zugleich wird Deutschland diese
zukiinftige Luftverteidigung von Beginn an so ausgestalten, dass sich
auch unsere europdischen Nachbarn daran beteiligen kénnen, wenn
es gewiinscht wird, etwa Polen, Balten, Niederlander, Tschechen,
Slowaken oder unsere skandinavischen Partner. Ein gemeinsam auf-
gebautes Luftverteidigungssystem in Europa wire nicht nur kosten-
glinstiger und effizienter, als wenn jeder von uns seine eigene teure
und hochkomplexe Luftverteidigung aufbaut; es wire ein Sicherheits-
gewinn flr ganz Europa und ein hervorragendes Beispiel dafiir, was
wir meinen, wenn wir von der Starkung der européischen Saule der
Nato sprechen.

Auch der dritte grofie Handlungsauftrag, den ich fiir
Europa sehe, folgt aus der Zeitenwende, und er und geht
zugleich weit dartiber hinaus. Putins Russland definiert

, Wir miissen die

sich auf absehbare Zeit in Gegnerschaft zur Européi- Reihen schliejSen,
schen Union. Jede Uneinigkeit zwischen uns, jede Schwa- .
che wird Putin ausnutzen. Andere Autokraten ahmen alte Ko Tlﬂlkte

das nach. Denken Sie nur daran, wie der belarussische . .
Diktator Lukaschenko im vergangenen Jahr versucht hat, iiberwinden und
uns mit dem Leid Tausend.elT Gefliichteter und Migranten neue Losun gen
aus dem Nahen Osten politisch unter Druck zu setzen.

Auch China und andere nutzen die offenen Flanken, die ﬁnden_“

wir Européer bieten, wenn wir uneinig sind.

Was daraus fiir Europa folgt, lasst sich vielleicht so zusammenfassen:
Wir miissen die Reihen schliefRen, alte Konflikte iberwinden und
neue Losungen finden. Das klingt nach einer Selbstverstiandlichkeit,
doch dahinter verbirgt sich viel Arbeit. Nehmen wir nur die zwei
Felder, die in den vergangenen Jahren wohl die grofiten Spannungen
zwischen den Mitgliedsstaaten hervorgerufen haben, die Migrations-
und die Finanzpolitik.



Dass wir in der Migrationspolitik vorankommen kénnen, haben wir
nach dem russischen Angriff auf die Ukraine bewiesen. Erstmals hat
die EU die Richtlinie tiber temporiren Schutz aktiviert. Hinter diesem
sperrigen Begriff verbirgt sich fiir Millionen von Ukrainerinnen und
Ukrainer ein Stiick Normalitit fern der Heimat, eine schnelle, sichere
Aufenthaltserlaubnis, die Moglichkeit zu arbeiten, die Schule oder eine
Universitit wie diese hier zu besuchen.

Auch kiinftig werden Menschen nach Europa kommen,

. .. i hutz vor Krieg und Verfolgung zu suchen, sei
Eur r sei es, um Sc g gung ,
»LUrop a bl@lbtf u es auf der Suche nach Arbeit und einem besseren Leben.

Millionen auf der  Europableibt fiir Millionen auf der ganzen Welt ein Sehn-
. suchtsort. Das ist einerseits ein grofiartiger Beweis fiir
ganzen Welt ein die Attraktivitit unseres Kontinents, andererseits ist es
zugleich eine Realitit, mit der wir Européderinnen und
Européer umgehen missen. Das bedeutet, Migration vor-

Sehnsuchtsort.”

ausschauend zu gestalten, statt immer nur ad hoc auf
Krisen zu reagieren. Das bedeutet auch, irregulare Migra-
tion zu verringern und zugleich legale Migration zu ermdglichen,
denn wir brauchen Zuwanderung. Wir erleben derzeit doch an unse-
ren Flughifen, in unseren Krankenhausern und in vielen Betrieben,
dass uns an allen Ecken und Enden qualifizierte Arbeitskrafte fehlen.

Einige Punkte scheinen mir zentral.

Erstens: Wir brauchen mehr verbindliche Partnerschaften mit Her-
kunfts- und Transitstaaten, und zwar auf Augenhohe. Wenn wir
Arbeitskraften mehr legale Wege nach Europa bieten, muss im Gegen-
zug die Bereitschaft in den Herkunftsstaaten steigen, eigenen Staats-
angehoriger ohne Aufenthaltsrecht die Riickkehr zu erméglichen.

Zweitens: Zu einer funktionierenden Migrationspolitik gehort ein
Auflengrenzschutz, der wirksam ist und unseren rechtsstaatlichen
Standards gerecht wird. Der Schengen-Raum, das grenzenlose Reisen,



Leben und Arbeiten, steht und féllt mit diesem Schutz. Schengen

ist eine der grofiten Errungenschaften der Européischen Union, und
wir sollten sie schiitzen und ausbauen. Dazu gehort es auch, bestehen-
de Liicken zu schlieffen. Kroatien, Ruménien und Bulgarien erfiillen
alle technischen Anforderungen fiir die Vollmitgliedschaft. Ich werde
mich dafiir einsetzen, dass sie Vollmitglieder werden.

Drittens: Europa braucht ein Asylsystem, das solidarisch und krisen-
fest ist. Es ist unsere Pflicht, Menschen, die schutzbediirftig sind, ein
sicheres Zuhause zu bieten. Unter franzosischer Ratsprasidentschaft
haben wir uns in den letzten Monaten auf einen schrittweisen Ansatz
geeinigt. Jetzt sollte sich auch das Europiische Parlament darauf ein-
lassen. Die tschechische Ratsprasidentschaft kann bei den Verhand-
lungen mit dem Parlament auf unsere volle Unterstiitzung zdhlen.

Schliefilich sollten wir denjenigen, die sich als Schutzberechtigte legal
in der EU aufhalten, frither als bisher die Moglichkeit geben, eine
Arbeit in einem anderen Mitgliedstaat aufzunehmen, um ihre Fahig-
keiten dort einzubringen, wo sie gebraucht werden. Weil wir nicht
naiv sind, miissen wir zugleich Missbrauch verhindern, etwa dann,
wenn gar kein Wille zum Arbeiten besteht. Wenn wir das hinbekom-
men, dann fihrt Freiztigigkeit auch nicht zur Uberlastung der Sozial-
systeme. Dann sichern wir auf Dauer die Akzeptanz dieser grofien
europdischen Freiheit.

Das Feld, das uns Europier neben dem der Migration in den ver-
gangenen Jahren am meisten entzweite, war das der Fiskalpolitik. Das
in der Coronakrise beschlossene historische Aufbauprogramm
markiert jedoch einen Wendepunkt. Erstmals haben wir zusammen
eine europdische Antwort gegeben und die nationalen Investitions-
und Reformprogramme mit Mitteln der EU unterstiitzt. Wir haben
uns darauf geeinigt, gemeinsam zu investieren, um unsere Volks-
wirtschaften zu starken. Das hilft uns Gibrigens auch in der gegen-
wartigen Krise.



Ideologie ist Pragmatismus gewichen. Davon sollten wir uns leiten
lassen, wenn es um die Frage geht, wie wir unsere gemeinsamen
Regeln auch tber die Coronakrise hinaus weiterentwickeln. Klar ist:
Ein gemeinsamer Wahrungsraum braucht gemeinsame Regeln, die
eingehalten und tberpriift werden kénnen. Das schafft Vertrauen
und ermoglicht Solidaritit in der Not.

»,Ein gemeinsamer
Wihrungsraum
braucht
gemeinsame
Regeln, die
eingehalten und
tiberpriift werden
konnen.”

Nun haben die Krisen der vergangenen Jahre die Schul-
denstdnde in allen Mitgliedstaaten steigen lassen. Deshalb
brauchen wir eine Verstindigung dartiiber, wie wir diese
hohen Schuldenstinde abbauen. Diese Ubereinkunft muss
verbindlich sein, Wachstum ermdoglichen und politisch
vermittelbar sein. Zugleich muss sie allen EU-Staaten ermog-
lichen, die Transformation unserer Volkswirtschaften durch
Investitionen zu meistern.

Anfang des Monats haben wir als deutsche Regierung
unsere Vorstellungen zur Weiterentwicklung der europi-
ischen Schuldenregeln vorgelegt. Sie folgen dieser Logik.
Wir mochten dariiber offen mit allen unseren europai-
schen Partnern sprechen, unvoreingenommen, ohne Be-
lehrungen, ohne Schuldzuweisungen. Wir wollen gemein-
sam diskutieren, wie ein nachhaltiges Regelwerk nach

der Zeitenwende aussehen kann. Es geht dabei um etwas ganz Funda-
mentales. Es geht darum, den Biirgerinnen und Biirgern die Gewiss-
heit zu geben, dass unsere Wahrung sicher und irreversibel ist, dass
sie sich auf ihren Staat und auf die Europaische Union auch in Krisen-
zeiten verlassen konnen.

Eines der besten Beispiele, wie uns das in den vergangenen Jahren
gelungen ist, ist das europdische Sure-Programm. Wihrend der Coro-
nakrise haben wir es eingefiihrt, um Kurzarbeit abzusichern. Uber

30 Millionen Biirgerinnen und Biirger haben EU-weit davon profitiert,



immerhin jede siebte Arbeitnehmerin, jeder siebte Arbeitnehmer, die
sonst womoglich auf der Strafie gestanden hitten. Nebenbei ist es uns
durch diesen Anreiz auf europaischer Ebene gelungen, quasi flichen-
deckend in Europa das Erfolgsmodell der Kurzarbeit einzufiihren. Ein
robusterer Arbeitsmarkt und gestindere Unternehmen in ganz Europa
sind das Ergebnis. So stelle ich mir pragmatische Losungen in Europa

vor, auch in der Zukunft.

Zeitenwende, das muss fiir die europaische Politik heifen, Briicken
zu bauen statt Griben aufzureifien. Die Biirgerinnen und Biirger
erwarten eine EU, die liefert. Das Ergebnis der Zukunftskonferenz zeigt

das ganz klar. Die Biirgerinnen und Biirger erwarten von
der EU ganz handfeste Dinge, zum Beispiel mehr Tempo
beim Klimaschutz, gesunde Lebensmittel, nachhaltige
Lieferketten oder eben den besseren Schutz von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern. Kurzum: Sie erwarten
die ,Solidaritét der Tat®, von der schon in der Schuman-
Erklarung aus dem Jahr 1950 die Rede war. Es ist an uns,
diese Solidaritédt der Tat immer wieder neu zu begriin-
den und an die Herausforderungen der jeweiligen Zeit
anzupassen.

In den Griindungsjahrzehnten des vereinten Europas
hief das vor allem, durch immer engere wirtschaftliche
Verschrankung Krieg zwischen den Mitgliedern unmog-
lich zu machen. Dass dies gelungen ist, bleibt das histo-
rische Verdienst unserer Union. Inzwischen ist aus dem

LZeitenwende,
das muss fiir
die europdische
Politik heifien,
Briicken zu bauen
statt Grédben
aufzureifien.”

Friedensprojekt aber auch ein europaweites Freiheits- und Gerechtig-
keitsprojekt geworden. Das wiederum verdanken wir vor allem den
Landern, die erst spiter zu unserer Gemeinschaft hinzugestoflen sind,
den Spaniern, Griechen und Portugiesen, die sich nach Jahrzehnten
der Diktatur einem Europa der Freiheit und Demokratie zuwandten,
und dann den Biirgerinnen und Biirgern Mittel- und Osteuropas, die



mit ihrem Kampf fiir Freiheit, Menschenrechte und Gerechtigkeit den
Kalten Krieg tiberwunden haben. Darunter waren auch viele mutige
Studentinnen und Studenten dieser Universitit, die an einem dunklen
Novemberabend im Jahre 1989 so laut nach Freiheit riefen, dass daraus
eine Revolution wurde. Diese Samtene Revolution war ein Gliicksfall
fir Europa.

Frieden und Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit,

Inzwischen ist

Menschenrechte und Menschenwiirde, diese Werte der
Européischen Union sind unser gemeinsam erworbenes

aus

dem Frieden sprojekt Erbe. Gerade jetzt angesichts der erneuten Bedrohung von

Freiheit, Pluralismus und Demokratie, die wir im Osten

aber auch ein unseres Kontinents erleben, spiiren wir diese Verbindung
. doch ganz besonders stark.

europaweites

Freih eits- un d ,Staaten erhalten sich durch die Ideale, aus denen sie ent-

standen sind.“ Einer der berithmtesten Professoren dieser

Gerechtigkeitsprojekt Universitat hat diesen Satz gesagt, Tomas Masaryk, der

geworden.”

spatere Prasident der Tschechoslowakei. Dieser Satz gilt fiir
Staaten; er gilt aber auch fir die Wertegemeinschaft EU.

Weil Werte konstitutiv fiir deren Fortbestand sind, betrifft
es auch uns alle, wenn diese Werte verletzt werden, aufler-
halb Europas und noch mehr in unserem Innern. Das ist der vierte
Gedanke, den ich heute mit Ihnen teilen mdochte.

Deshalb macht es uns Sorgen, wenn mitten in Europa von illiberaler
Demokratie geredet wird, als wire das nicht ein Widerspruch in sich.
Deshalb kénnen wir es nicht hinnehmen, wenn rechtsstaatliche
Prinzipien verletzt und demokratische Kontrolle zurtickgebaut wird.
Um auch das ganz klar zu sagen: Fiir Rassismus und Antisemitismus
darf es in Europa keine Toleranz geben. Deshalb unterstiitzen wir



die Kommission in ihrem Einsatz fur die Rechtsstaatlichkeit. Auch
das Europaische Parlament verfolgt das Thema mit grofier Aufmerk-
sambkeit. Dafiir bin ich sehr dankbar.

Wir sollten nicht davor zurtickscheuen, alle vorhandenen Moglich-
keiten zu nutzen, um Defizite abzustellen. Umfragen zeigen, dass
sich iberall, Gibrigens auch in Ungarn und Polen, eine grofle Mehrheit
der Biirgerinnen und Biirger sogar ein stiarkeres Engagement der
EU fir Freiheit und Demokratie in ihren Landern wiinscht. Zu
diesen Moglichkeiten gehort das Rechtsstaatlichkeitsverfahren nach
Artikel 7. Auch hier miissen wir von den Blockademoglichkeiten
wegkommen. Sinnvoll scheint mir auch, Zahlungen konsequent an
die Einhaltung rechtsstaatlicher Standards zu kniipfen, wie wir das
mit dem Finanzrahmen 2021 bis 2027 und dem Wiederaufbaufonds
in der Coronakrise getan haben - und wir sollten der Kommission
einen neuen Weg eroffnen, Vertragsverletzungsverfahren auch dann
einzuleiten, wenn gegen das verstofien wird, was uns im Kern zusam-
menhalt, gegen unsere Grundwerte, die wir alle im EU-Vertrag fest-
geschrieben haben: Menschenwiirde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit,
Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschenrechte.

Zugleich wiinsche ich mir, dass wir um Rechtsstaatlichkeit nicht vor
Gericht streiten mussen, weil wir neben allen Verfahren und Sank-
tionen vor allem brauchen, dass ein offener Dialog auf politischer
Ebene tber Defizite gefiihrt wird, die es ja in allen Landern gibt. Der
Rechtsstaatlichkeitsbericht der Kommission mit seinen landerspezi-
fischen Empfehlungen schafft dafiir eine gute Grundlage. Die Umset-
zung dieser Empfehlungen werden wir politisch eng begleiten und
unsere eigenen Hausaufgaben machen. Denn die Rechtsstaatlichkeit
ist ein Grundwert, der unsere Union einen sollte. Gerade in diesen
Zeiten, da die Autokratie unsere Demokratien herausfordert, ist das
wichtiger denn je.






Ich habe bereits die mutigen Studentinnen und Studenten dieser Uni-
versitit erwihnt, die am Abend des 17. November 1989 die Samtene
Revolution in Gang setzten. Auf dem Universititscampus an der
Albertovstrafle, dort wo ihr Protest begann, erinnert heute eine
kleine, bronzene Plakette daran. Zwei Sitze stehen darauf, und ich
hoffe, dass ich sie einigermafien richtig ausspreche:

Kdy kdyz ne ted? Kdo kdyz ne my? - Auf Deutsch: ,,WClTlTl, wenn nicht
Wann, wenn nicht jetzt? Wer, wenn nicht wir?

jetzt? Wer, wenn

Hier, Vf)n.Prag aus, will 1ch“dlese beiden Sitze heu.te a11e1:1 Tli Cht wir?“
Europderinnen und Européern zurufen, denen, die bereits

in unserer Union leben, und denjenigen, die hoffentlich

bald zu uns stofden. Ich will sie den politisch Verantwortlichen zu-
rufen, meinen Kolleginnen und Kollegen, mit denen wir tagtiglich
in Brissel, Strafiburg oder in unseren Hauptstadten um Losungen
ringen. Es geht um unsere Zukunft, die Europa heifit. Dieses Europa ist
heute gefordert wie nie.

Wann, wenn nicht jetzt, da Russland die Grenze zwischen Freiheit und
Autokratie zu verschieben sucht, legen wir die Grundsteine fiir eine
erweiterte Union der Freiheit, der Sicherheit und der Demokratie?
Wann, wenn nicht jetzt, schaffen wir ein souverines Europa, das sich
in einer multipolaren Welt behaupten kann? Wann, wenn nicht jetzt,
uberwinden wir die Differenzen, die uns seit Jahren lahmen und
spalten? Wer, wenn nicht wir, konnte Europas Werte schiitzen und
verteidigen, im Innern wie nach aufien?

Europa ist unsere Zukunft, und diese Zukunft liegt in unseren Handen.

Vielen Dank.



Impressum

Herausgeber

Presse- und Informationsamt der
Bundesregierung,

10117 Berlin

Druck
September 2022
1. Auflage

MKL Druck GmbH & Co. KG,
48346 Ostbevern

Gestaltung
Scholz & Friends Berlin GmbH,
10178

Bildnachweise

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung
Guido Bergmann: Titel, S. 11, 14

Steffen Kugler: S. 32,39

Martin Pinkas, KU/CU: S. 20, 48
Stiddeutsche Zeitung Photo/Omer Messinger: S. 6

Bestellmoglichkeit

Publikationsversand der Bundesregierung
Postfach 48 10 09, 18132 Rostock
Servicetelefon: 030 182722721

Servicefax: 030 18102722721
publikationen@bundesregierung.de

Bestellung tiber das Gebiardentelefon:
gebaerdentelefon@sip.bundesregierung.de

Online-Bestellung:
www.bundesregierung.de/publikationen

Weitere Publikationen der Bundesregierung
zum Herunterladen und zum

Bestellen finden Sie ebenfalls unter:
www.bundesregierung.de/publikationen

Diese Publikation ist Teil der Offentlichkeitsarbeit der
Bundesregierung und nicht zum Verkauf bestimmt.
Sie darf weder zur Wahl- noch zur Parteienwerbung
verwendet werden.

Diese Publikation wurde auf 100% Recyclingpapier
gedruckt.


mailto:publikationen@bundesregierung.de
mailto:gebaerdentelefon@sip.bundesregierung.de
http://www.bundesregierung.de/publikationen
http://www.bundesregierung.de/publikationen




www.bundesregierung.de
www.bundeskanzler.de

o facebook.com/bundesregierung

© twitter.com/regsprecher und twitter.com/bundeskanzler
o youtube.com/bundesregierung
instagram.com/bundeskanzler



http://facebook.com/bundesregierung
http://twitter.com/regsprecher
http://twitter.com/bundeskanzler
http://youtube.com/bundesregierung
http://instagram.com/bundeskanzler
http://www.bundesregierung.de
http://www.bundeskanzler.de

	Reden zur Zeitenwende
	Inhalt
	Regierungserklärung von Bundeskanzler Olaf Scholz am 27. Februar 2022
	Rede von Bundeskanzler Olaf Scholz an der Karls-Universität am 29. August 2022 in Prag
	Impressum


